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14. Juni 2021 

 

Interview mit Tina Denninger  

über ihre Tätigkeit als Beauftragte für Menschen mit Behinderung  

der Landeshauptstadt Potsdam  

 

Frau Denninger, Sie haben 2015 in Soziologie promoviert. Wenn Sie sich an den Einstieg in 

Ihren Beruf erinnern: Wie haben Sie den Einstieg gefunden? 

 

Zum Zeitpunkt, als ich meine Promotion abgeschlossen habe, hatte ich eine Stelle als 

wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut für Soziologie in München. Auf dieser Stelle hätte 

ich auch habilitieren können. Ich bin allerdings damals von Berlin nach München gependelt, 

und habe mich dafür entschieden, in Berlin nach einer Stelle außerhalb der Uni zu suchen. Die 

Stelle habe ich auch schnell gefunden: als wissenschaftliche Mitarbeiterin im „Institut 

Mensch, Ethik und Wissenschaft“ (IMEW). Das ist ein sehr kleines Institut: Neben meiner 

Chefin war ich die einzige wissenschaftliche Mitarbeiterin. Wir haben Drittmittelprojekte zur 

Teilhabe und Partizipation von Menschen mit Behinderung durchgeführt, und diese Projekte 

wurden zum Beispiel von der „Aktion Mensch“ gefördert.  

  

Wie sind Sie zu Ihrer aktuellen Position gekommen? 

  

Durch meine Arbeit beim IMEW habe ich einen guten Einblick bekommen: Was macht die 

Verwaltung, um die Teilhabe von Menschen mit Behinderung zu fördern? Und was muss die 

Verwaltung machen, um gesetzlichen Vorgaben dazu zu entsprechen? Um ein Beispiel zu 

geben: Viele Kommunen haben nach der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention 

Aktionspläne entwickelt, um die Teilhabe von Menschen mit Behinderung in der Kommune 

zu verbessern – etwa Informationen auch in leichter Sprache zur Verfügung zu stellen oder 

Bordsteine abzusenken. Bei der Entwicklung dieser Aktionspläne haben wir viele Kommunen 

begleitet: Wir haben im IMEW solche Aktionspläne evaluiert. Wir haben aber auch 

Aktionspläne, vor allem für Bezirke in Berlin, entwickelt. Meistens sind es die Beauftragten 

für Menschen mit Behinderung, die diese Aktionspläne initiieren. Und meinen Vorgänger hier 

in Potsdam habe ich kennengelernt in einem Projekt zur Mitbestimmung für Menschen mit 

Behinderung in Einrichtungen der Behindertenhilfe und in Kommunen. So bin ich später dann 

auch darauf aufmerksam geworden, dass die Stelle als Beauftragte hier ausgeschrieben war.  

 

Sie arbeiten für die Landeshauptstadt Potsdam. Wo arbeiten Sie jetzt genau? 

 

Die Position einer Beauftragten ist eine besondere. Einerseits bin ich 

Verwaltungsmitarbeiterin. Andererseits ist es ein politisches Amt: Ich bin von der 

Stadtverordnetenversammlung als Beauftragte für Menschen mit Behinderung für fünf Jahre 

gewählt. Als Beauftragte habe ich eine Stabstelle beim Oberbürgermeister und habe – auf 

einer Position außerhalb von Dezernaten – die Aufgabe, das Thema „Menschen mit 

Behinderung“ in die Arbeitsgebiete sämtlicher Dezernate einzubringen: in die Bildung, in den 

Sport, in das Bauen, genauso wie in Personalangelegenheiten.   

 

Was sind Ihre wichtigsten Aufgaben? 

 

Erstens besteht meine Aufgabe darin, Strukturen in der Verwaltung zu verändern: mit dem 

Ziel, dass die Verwaltung besser für die Bürger*innen mit Behinderung arbeitet. Also, zum 

Beispiel indem sie barrierefrei bauen lässt. Zweitens ist es meine Aufgabe, mich mit Politik 

und Verwaltung, mit Verbänden, Einrichtungen der Behindertenhilfe oder auch kulturellen 
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Institutionen zu vernetzen. Drittens beantworte ich Anfragen von Bürger*innen oder leite 

diese Anfragen weiter. Viertens werden Aufgaben von der Politik an mich herangetragen; 

etwa einen barrierefreien Stadtführer zu gestalten. Und schließlich initiiere ich auch selbst 

Vorhaben: Wir bewerben uns zum Beispiel gerade als Gastgeberstadt für die Special 

Olympics Deutschland. Das ist die Olympiade für Menschen mit geistiger Behinderung.  

 

Sie haben letztes Jahr im Oktober angefangen, als Beauftragte für Menschen mit Behinderung 

in Potsdam zu arbeiten. Wie haben Sie ihren Einstieg unter Corona-Bedingungen erlebt?  

 

Das war am Anfang schwierig. Wir haben im Oktober noch zwei Teambesprechungen live 

machen können, und dann haben wir uns bis März innerhalb der Verwaltung vor allem über 

Telefonkonferenzen miteinander verständigt. Wenn wir von außerhalb der Verwaltung zu 

Terminen per Videokonferenz eingeladen waren, konnten wir daran auch teilnehmen. Für 

interne Besprechungen sind Videokonferenzen aber erst seit März gestattet. Also, seit wir 

Videokonferenzen machen können, läuft es gut. Aber nach wie vor habe ich kaum jemanden 

persönlich getroffen. Das ist bei einer Arbeit, für die das Kennenlernen und Netzwerken so 

zentral ist, ein Problem. Jetzt sind zum Glück wieder ein paar Termine vor Ort.  

 

Welches Wissen und welche Kompetenzen bringen Sie als Soziologin bei Ihrer Arbeit ein?  

 

Das ist erstens ein analytischer Blick, den ich mir an der Uni angeeignet habe und den ich 

jetzt bei meiner Arbeit brauche. Also, wenn wir zum Beispiel einen Aktionsplan evaluieren, 

der die gesellschaftliche Teilhabe von Menschen mit Behinderung fördert, dann haben wir 

Aufgaben zu lösen wie etwa: Welche Indikatoren zeigen, dass eine Maßnahme ihren Zweck 

erfüllt hat? Wie kommen wir an Daten, um zu messen, ob die Maßnahme wirksam ist? Und 

wie stellen wir die Ergebnisse unserer Evaluation dar? Zweitens sind es Kompetenzen wie das 

Entwickeln von Konzepten, das Zeitmanagement oder die Selbstorganisation. Diese 

Kompetenzen sind zwar weniger auf die Inhalte des Studiums bezogen, aber ich meine 

trotzdem, dass ich mir diese Kompetenzen im Studium und während der Promotion 

angeeignet habe. Und drittens habe ich einen Blick für Vielfalt und eine Neugier dafür 

entwickelt, wie Gesellschaft funktioniert – mit ihren vielfältigen Elementen und 

Verbindungen.  

 

Welches Wissen und welche Kompetenzen haben Sie sich bei Ihrer Tätigkeit als Beauftragte 

für Menschen mit Behinderung angeeignet?  

 

Erstens habe ich an Durchsetzungsstärke gewonnen. Um ein Beispiel zu geben: Bevor ich 

meine Stelle angetreten habe, war die Stelle über ein Jahr nicht besetzt. Als ich im Oktober 

2020 meine Stelle antrat, lagen also einige Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung von 

2019 auf meinem Schreibtisch. Ich musste dann lernen, immer wieder zu sagen: Das ist nicht 

gemacht, weil. Oder: Das wird verschoben, weil. Zweitens ist es so, dass ich jetzt 

Entscheidungen treffe und verantworte, die von öffentlichem Interesse sind. Also, ich habe 

gelernt, in kurzen Abständen sehr viele Entscheidungen zu treffen, die sich direkt auf das 

Leben anderer Leute auswirken. Diese Entscheidungen können dann auch unmittelbar zum 

Gegenstand von Diskussionen werden. Etwa dann, wenn Leute sich beschweren, dass ich 

meine Sache nicht gut genug gemacht habe. Und natürlich auch, wenn Leute sich für meine 

Arbeit bedanken.  

 

Welche Arbeitsbedingungen schätzen Sie an Ihrer beruflichen Tätigkeit?   

 

Ich schätze daran sehr, sehr viele Dinge. Es gibt Zeiterfassungsbögen, die ich selbst ausfülle, 
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es herrscht Vertrauen bezüglich der Eintragung der Arbeitszeit. Es gibt betriebliche 

Gesundheitsvorsorge und Fortbildungen. Ich hab mich ganz unproblematisch für fünf 

Fortbildungen dieses Jahr anmelden können – die alle wegen Corona nicht stattgefunden 

haben. Es gibt Coaching für mich und für alle Führungskräfte, um zum Beispiel mit 

Konflikten umzugehen. Ich habe eine Mitarbeiterin, die mich mit einer vollen Stelle 

unterstützt. Und es ist so, dass die vier Beauftragten der Stadt – für Gleichstellung, für 

Migration und Integration, für Kinder und Jugend sowie für Menschen mit Behinderung – ein 

Team bilden, zu dem auch eine Referentin und eine Büro- und Projektorganisatorin gehören. 

Das ist ein tolles Team, in dem wir als Beauftragte miteinander arbeiten, und das ist für unsere 

Arbeit extrem wichtig. Denn die Arbeit von Beauftragten ist konfliktträchtig. 

 

Welche Arbeitsbedingungen gefallen Ihnen an Ihrer Tätigkeit nicht?  

 

Im Moment fällt mir nichts ein. Klar, ich hätte gerne einen entfristeten Vertrag. Aber das liegt 

in der Natur der Stelle, dass ich auf Zeit in mein Amt gewählt wurde. Eine Arbeitsbedingung 

fällt mir aber ein: Während der Pandemie habe ich kaum Kontakt zu Menschen mit 

Behinderung – für die ich eigentlich sprechen soll. Ich hoffe, dass sich das ändert. Vorletzte 

Woche war ich zum ersten Mal auf einem Fest bei uns im „Treffpunkt Freizeit“ und habe zum 

ersten Mal seit Oktober mit Menschen mit unterschiedlichen Behinderungen gesprochen.   

 

Welche Tipps haben Sie für Kolleg*innen aus Soziologie und Geschichtswissenschaft, die 

sich für Ihr Tätigkeitsfeld interessieren? 

 

Ganz allgemein: Das zu tun, worauf man Lust hat. Ich habe mich lange von dem Gefühl leiten 

lassen: Ich kann nur Uni und ich kenn mich nur mit meinem Promotionsthema aus. Also, ich 

habe mich immer mit „Alter“ beschäftigt und dachte: Ich kann mich nur auf „Altersstellen“ 

bewerben. Letztendlich habe ich mich dann doch ausschließlich abseits meines 

Promotionsthemas beworben und die Erfahrung gemacht: Das hat nicht trotz, sondern 

aufgrund meines wissenschaftlichen Backgrounds geklappt. Sozusagen: Die Frau kann 

wissenschaftlich arbeiten; die ist Soziologin; die hat es geschafft, mit zwei Kindern zu 

promovieren – dann wird die es auch schaffen, sich in das Thema „Menschen mit 

Behinderung“ einzuarbeiten. 

 

Frau Denninger, vielen Dank für das Gespräch. 

 

Das Gespräch führte Ulf Ortmann. 

 

 


